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Freundschaftliche, offene und nützliche Gespräche 
Die Arbeitstagung in Paris - Der Bundeskanzler an Staatspräsident de Gaulle und Pompidou 

Der Bundeskanzler sandte an Staatspräsident Charles de 
Gaulle, Paris, folgendes Telegramm: 

Sehr verehrter Herr Staatspräsident! 
Am Schluß der Arbeitstagung, die uns im Rahmen des 

Deutsch-Französisc~en Vertragesam 14. und 15. Februar in Paris 
zusammenführte, konnten wir feststellen, daß unsere vielstündi­
gen Gespräche freundschaftlich, offen und nützlich waren. Es 
war nicht zuletzt das Zeugnis der Freundschaft, sondern auch 
der politische Wert dieser Begegnung, daß beide Regierungen 
ihre Auffassungen freimütig darlegen konnten. 

Wir können mit dem Ergebnis des in dem kurzen Zeitraum 
seit der Unterzeichnung und der Ratifizierung des Vertrages 
gemeinsam Erreichten- wie ich meine- sehr wohl zufrieden 
sein. Ich bin gewiß, daß wir auf diesem Wege zu einer immer 
besseren Verständigung und zu einer immer festeren und 
immer harmonischeren Zusammenarbeit gelangen werden. 

Indem ich Ihnen, Herr Staatspräsident, zugleich im Namen 
der Herren Bundesminister Schröder, Schmücker, von Hasse!, 
Heck und Scheel für den überaus liebenswürdigen Empfang 
aufrichtig danke, möchte ich zugleich meiner Freude Ausdruck 
geben, Sie in einigen Monaten mit dem Ziel einer Vertiefung 
unserer Freundschaft in Bonn empfangen zu dürfen. 

Mit d_em Ausdruck meiner hohen Wertschätzung 
Ludwig Erhard 

Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 

An Ministerpräsident Georges Pompidou, Paris, sandte der 
Bund~skanzler folgendes Telegramm: 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! 
Beim Verlassen Frankreichs ist es mir ein aufrichtiges 

Anliegen, Ihnen für den herzlichen Willkomm zu danken, 
den Sie mir, den mich begleitenden Bundesministern und 
meiner übrigen Begleitung bereiteten. Unsere Gespräche 
in Paris waren sehr wertvoll, und ich bin sicher, daß die 
gerade abgesChlossene Arbeitstagung einen wesentlichen 
Fortschritt in der deutsch-französisChen Zusammenarbeit dar­
stellt. 

Meine Kollegen und ich kehren mit dem Bewußtsein nach 
Bonn zurück, daß vieles getan und erreicht werden konnte, die 
Verbundenheit zwischen unseren beiden Nachbarvölkern zu 
stärken zum Wohle Frankreichs und Deutschlands, nicht zu­
letzt aber auch zum Segen Europas und der ganzen freien 
Welt. 

Ich bitte Sie, meinen Dank auch den Herren Couve de Mur­
ville, Messmer, Giscard d'Estaing, Triboulet, Peyrefitte und 
Herzog zu übermitteln. Ich freue mich auch besonders, Sie in 
einigen Monaten in Bonn begrüßen zu können. 

Mit herzlichen Grüßen 

Ludwig Erhard 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 

Politische Forderungen des Ulbricht-Regimes 
Warum Bundesregierung und Senat von Berlin die Vorschläge Pankows zur Passierscheinfrage ablehnten 

Staatssekretär Dr. Carl Kraut w i g vom Bundesmini­
sterium für gesamtdeutsche Fragen hielt über den Berliner 
Sender RIAS am 15. Februar 1964 folgende Ansprache: 

Die Regierung der sogenannten DDR hat sich mit dem Vor­
schlag an die Offentlichkeit gewandt, zu Ostern und Pfingsten 
sollten für Verwandtenbesuche von West-Berlinern in Ost­
Berlin dieselben Bedingungen gelten wie zu Weihnachten 
1963. Bundesregierung und Senat von Berlin hahen diesen 
Vorschlag in voller Obereinstimmung abgelehnt. Ober die 
Gründe dieser Ablehnung möchte ich hier etwas sagen. 

Zunächst einmal: Bundesregierung und Senat von Berlin 
sind durch diesen Vorschlag mcht überrascht worden, er war 
bekannt. Ebensowenig kann man in Ost-Berlin über die Ab­
lehnung überrascht sein, denn auch dort war bekannt, daß 
dieser Vorschlag keine Chance hatte, angenommen zu werden. 

Welches sind nun im einzelnen die Gründe, die Bundes­
regierung und Senat von Berlin veranlaßt haben, den Vor­
schlag abzulehnen? Es wird wohl niemand annehmen können, 
wir seien gegen Verwandtenbesuche in Ost-Berlin- wie Herr 
Abusch es heute m einer Pressekonferenz behauptet hat. Wir 
sind nicht nur für die unbehinderte Freizügigkeit in Deutsch­
land, wir praktizieren sie auch. Wenn wir nun eine Wieder.; 
holung der Weihnachtsregelung ablehnen, so hat · das gute 
Gründe. 

Aussprache über die Passierscheinfrage 
Der Bundeskanzler empfing am 17. Februar 1964 den Regie­

renden Bürgermeister von Berlin zu einem eingehenden Ge­
dankenaustausch über die Passierscheinfrage. Die Aussprache 
ergab Obereinstimmung auf der Grundlage der gemeinsamen 
Erklärung der Bundesregierung und des Berliner Senats vom 
Freitag, dem 14. Februar 1964 (vgl. Nr. 29 des BULLETIN vom 
15. Februar 1964}. 

Worum ging es bei der Obereinkunft vom 17. Dezember 1963 
über die Weihnachtsbesucb.e? Ging es um eine humanitäre 
Maßnahme, , die Landsleuten, Verwandten nach langer und 
schmerzlicher Trennung ein Wiedersehen ermöglichen sollte, 
oder ging es um politische Ziele? Bundesregierung und Senat 
von Berlin bekennen sich auch heute noch zu den Zielen der 
Ubereinkunft vom 17. Dezember. Bei der getroffenen Abrede 
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